
31. Mai 2025

PBS verklagt Trump: Existenzkampf um
öffentliche Sender!

PBS verklagt Trump wegen der Kürzung von Fördermitteln.
Die Klage wirft ihm diskriminierende Eingriffe in die

Pressefreiheit vor.

Washington, DC, USA - Am 31. Mai 2025 hat PBS eine Klage
gegen Präsident Donald Trump und weitere Mitglieder seiner
Regierung eingereicht. Diese rechtlichen Schritte sollen Trumps
Executive Order blockieren, die die staatliche Finanzierung des
öffentlichen Fernsehsystems stark reduzieren würde. Die Klage
wurde nur drei Tage nach einer ähnlichen Aktion von NPR
eingereicht und stellt einen bedeutenden juristischen Schritt
dar, um die Unabhängigkeit der Medien zu verteidigen.

PBS argumentiert, dass Trump mit seiner Entscheidung seine
Befugnisse überschreitet und sich in die Programmgestaltung
einmischt, was als „viewpoint discrimination“ bezeichnet wird.
Das öffentliche Netzwerk weist die Vorwürfe zurück, es würde



einen voreingenommenen Nachrichtenbericht gegen
Konservative verbreiten. PBS unterstreicht, dass kein Präsident
Einfluss auf die Programmgestaltung haben kann, noch befugt
ist, die Finanzierung der Sender zu kürzen, was in seiner Klage
hervorgehoben wird.

Details der Klage

Die Klage wurde im US District Court in Washington, D.C.
eingereicht und umfasst auch die Lakeland PBS, die ländliche
Gebiete in Minnesota bedient. PBS bezeichnet Trumps
Anordnung als „existenzielle Bedrohung“ für seine Tätigkeit. Das
Netzwerk erhält in diesem Jahr 325 Millionen Dollar von der
Corporation for Public Broadcasting, was etwa 22% seiner
Einnahmen ausmacht. Diese Mittel sind entscheidend für die
Finanzierung der Produktionskapazitäten und die
Programmvielfalt von PBS.

Die Entscheidung, rechtliche Schritte einzuleiten, zielt darauf ab,
die redaktionelle Unabhängigkeit und die Autonomie der
Mitgliedsstationen zu schützen. Trumps Anordnung, die am 1.
Mai während eines Fluges mit Air Force One unterzeichnet
wurde, zielt darauf ab, alle direkten und indirekten Bundesmittel
zu blockieren, was zu erheblichen Einbußen für PBS führen
könnte. Dies könnte unter anderem die Fortsetzung beliebter
Programme wie „Sesame Street“ und „Reading Rainbow“
gefährden, da auch ein 78 Millionen Dollar schwerer Zuschuss
des Bildungsministeriums gestrichen wurde.

Die Auswirkungen auf die Medienlandschaft

Zusätzlich zu den finanziellen Herausforderungen sieht sich PBS
vorwurfsvoller rechtlicher Belange gegenüber. Die Klage erhebt
mehrere Anschuldigungen, darunter Verstöße gegen das erste
Verfassungsrecht, wie etwa ungerechtfertigte Eingriffe in die
Pressefreiheit und illegale Vergeltungsmaßnahmen. Die
Bundesregierung sieht sich zunehmend rechtlichen
Auseinandersetzungen mit verschiedenen Medienorganisationen



gegenüber, während sie Konflikte mit regierungsgeführten
Nachrichtendiensten und Zugang zu Pressevertretern hat.

Die Medienfreiheit, wie sie im Artikel 5 des deutschen
Grundgesetzes verankert ist, betont die Pflicht der Medien,
Vielfalt zu gewährleisten und objektiv zu berichten.
Mediensysteme stehen vor der Herausforderung, im Kontext von
Regulierung und öffentlichem Interesse zu fungieren, was für
PBS und andere öffentliche Sender von zentraler Bedeutung ist.
Die Geschehnisse rund um PBS werfen die Frage auf, wie solche
Institutionen sich in einem sich rasant verändernden
Medienumfeld behaupten können, während sie gleichzeitig mit
politischen und finanziellen Drucksituationen umgehen müssen.

Ein weiterer Aspekt dieser Situation ist der potenzielle Einfluss
auf lokale Programmangebote. Die Klage deutet stark darauf
hin, dass nicht nur nationale Medien betroffen sind, sondern
auch lokale Bildungsangebote und Nachrichten, die für die
Gemeinschaft von großer Bedeutung sind. Der Widerstand
gegen diese Maßnahmen könnte sich als entscheidend für die
Zukunft der öffentlichen Medienlandschaft in den USA erweisen.

In diesem sich entwickelnden Kontext wird weiterhin erwartet,
dass Updates zur Klage und zur allgemeinen Lage Erläuterungen
und eventuell auch weitere Reaktionen nach sich ziehen.

Für mehr Informationen über diese Entwicklungen besuchen Sie
bitte Al Jazeera, ABC News und bpb.de.
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